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Informationen zu unserem Gesundheitswesen
Obwohl alle Sozialgesetze mit der Verlautbarung guter Absichten auf den Weg gebracht werden, ist das Opfer-Ziel und die Art der Durchsetzung dieser guten Absichten der Weg in die Hölle.  

Einschränkende Gesetze (Standardisierung, Anreizsetzung, Belohnung, Strafe) begrenzen die Menschen, verhindern Weiterentwicklung und tyrannisieren  durch angstmachende Zukunftsszenarien. Im Ergebnis wird  jeweils das Gegenteil dessen erreicht, was beabsichtigt war. Am Beispiel des Gesundheitswesens läßt sich das gut darstellen: Trotz des wissenschaftlichen Fortschritts und stetig steigender Ausgaben für das Gesundheitswesen werden die Menschen immer kränker, elender und demenenter. 

Mit der Behauptung mehr Freiheit und Selbstverantwortung in das Gesundheitswesen einzuführen wurden und werden Gesetze erlassen, die sich nicht wirksam entfalten können, weil die alte, auf Bismarck zurückgehende sozialstaatliche Bevormundung nicht losgelassen, sondern durch die Hintertür sogar verschärft wird.  Dies zeigt sich an der Tatsache, daß die Menschen weiterhin ein Ständesystem akzeptieren, welches sich heute in den Pflichtmitgliedschaften in Körperschaften des öffentlichen Rechtes widerspiegelt. Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind mittelbare Staatsgewalten,  und konzipiert als Durchgriffsmöglichkeit einer staatlichen Steuerung, die ihre Macht hinter  der Suggestion einer Selbstverwaltung versteckt. 

Die Menschen  bemerken den Irrtum nicht, weil es ja „schon immer so war“ .
Zu den Körperschaften des öffentlichen Rechtes gehören im Gesundheitswesen die Kassenärztlichen Vereinigungen, Kammern und alle gesetzlichen Krankenkassen. Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind Stände-Einrichtungen,  die  den  Pflicht=Zwangsmitgliedern das Menschenrecht auf Freiheit und Selbstbestimmung entziehen, da sie keine Grundrechtsträgerschaft besitzen. Dies trifft auch auf die  Zwangsverkammerungen anderer Freiberufe und selbstständig tätiger Unternehmer zu. 

Kammern  können sich vor dem Bundesverfassungsgericht nicht für die Menschenrechte ihrer Zwangsmitglieder einsetzten, da ihr Zweck der Entzug dieser Rechte ist. Die für die Beteiligten im Gesundheitswesen zuständige Sozialgerichtsbarkeit ist nicht ebenfalls nicht zuständig für den Schutz der Menschenrechte, sondern für den Fortbestand des Rechteentzuges. 

Im Gesundheitswesen ist die Gesetzesgrundlage das Sozialgesetzbuch V, ein Sondergesetzbuch, das seine Wurzeln in der alten Reichsversicherungsordnung des 19. Jahrhunderts hat.  Sie wurden in ein Krankenkassensystem hineingeboren, das 1883 durch Bismarck “als Bestechungsmaßnahme eingeführt wurde um den Staat als soziale Einrichtung anzusehen.” – Otto von Bismarck: Gesammelte Werke (Friedrichsruher Ausgabe) 1924/1935, Band 9, S.195/196

Es dient heute dem Zweck der Aushebelung des Grundgesetzes. Die Selbsttäuschung der Sozialgesetzgebung besteht darin zu glauben, daß Freiheitsentzug zum Wohle der Allgemeinheit gerechtfertigt ist. Wäre das so, müßten die Menschen schon seit Jahrhunderten in Wohlstand, Gesundheit und Frieden leben.

Dennoch behaupten Politiker unverdrossen weiter, daß Unfreiheit  Freiheit ist und diese sogar noch erweitert, verbessert und modernisiert werden müsse. Den Freiheitsruf auf den Lippen führend, fehlt ihnen der Mut diese Freiheit auch tatsächlich zu gewähren.  

Am Beispiel des § 13 Abs. 2 SGBV (Kostenerstattungswahrecht für alle Kassenpatienten) läßt sich dieses Phänomen gut aufzeigen. Dieses im Jahr 2007 eingeführte Wahlrecht soll den Kassenpatienten mehr Wahlfreiheit, Selbstverantwortung und Transparenz ermöglichen und sie in ihren Rechten einem Privatpatienten gleichstellen. Es eröffnet das Recht, losgelöst von den Kassenverträgen, scheinbar selbst über die Art der Behandlung zu entscheiden, und begründet den Anspruch auf Erstattung der Behandlungskosten in Höhe der gesetzlich geregelten Kassenleitungen. Tatsächlich gibt es keine gesicherte, freie Arzt- und Therapiewahl für Kassenpatienten  und keine Erstattung der gesetzlichen Kassenleistungen bei freier Arztwahl, welche auch freie Ärzte einschließt.

Die gesetzlichen Kassen und die  Sozialgerichtsbarkeiten vertreten in der Regel die Auffassung, daß das Kostenerstattungswahlrecht für Kassenpatienten auf Kassenärzte beschränkt ist. 

Die Enttäuschung und der Ärger der Kassenpatienten lenkt dann sehr schnell von der grundlegenden Frage ab: 

1. Wurden Sie jemals gefragt, ob Sie Mitglied einer gesetzlichen Kasse oder überhaupt einer Versicherung sein wollen? 

2. Wie kommt es dann, daß Sie Mitglied in einer solchen sind? 

Eine Pflichtmitgliedschaft begründet  einen Anspruch im Versicherungsfall und nimmt somit vorweg, daß ein solcher Fall eintritt. 

Und was ist, wenn Sie gar nicht krank werden, nicht krank sein wollen und somit gar keine Ansprüche erheben? 

Darf der Versicherungsinhalt davon abhängen, was der fürsorgliche Staat gewährt oder davon, welche Art der Versichertenkarte ( elektronische Gesundheitskarte) Sie in der Tasche tragen? 

Mit solchen Fragen  geht die Ausgestaltung der „Gesundheitsverträge“ unter Umgehung der Beantwortung der grundlegenden 1. Frage endlos weiter.

Und selbst diese Frage ist falsch, denn sie geht von der Vorwegannahme aus, daß Sie krank werden.  
Sie können lernen, richtig zu fragen und damit frei und gesund werden.
Vorwegannahmen, die in Unkenntnis der geistigen Gesetze und der Allverbundenheit getroffen werden, führen seit Jahrtausenden zu Krankheit, Krieg, Elend und Not.
Und das muß nicht sein, wenn Sie es nicht wollen!

Friedenskunst ist der Weg der Bewußtwerdung, des  richtigen Fragens und des Verstehens der Wahrheit. Heilung und Gesundheit ist das Ergebnis.
Wer sich sich ausführlicher mit den Wirkungen (Folgen) fehlerhaften Quelldenkens befassen möchte, kann sich meine Zertifikatsarbeit zum “Manager of health care”  als PDF herunterladen 
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